Deutscher Bundestag 
5. Vv'dhlpeiiöde 


Drucksache V/2445 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5026/68 


Bonn, den 10. Januar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung und Ergänzung 
der Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 über die soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer (Änderungen verschiedener 
Anhänge). 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Dezem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goetheslraßc 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung und Ergänzung der Verordnungen Nr, 3 
und Nr. 4 über die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer (Änderungen verschiedener Anhänge) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN i 

GEMEINSCHAFTEN ~ I 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- j 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf ■ 
Artikel 51, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 3 über die soziale ' 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer’), zuletzt geän- j 
der! durch die Verordnung Nr. 47 67/EWG des ' 
Rats“), I 

gestützt auf die Verordnung Nr. 4 zur Durchfüh- ^ 
rung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 zuletzt 1 
geändert durch die Verordnung Nr. 47, 67/EWG, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die in der Verordnung Nr. 3 I 
enthaltenen Bezugnahmen auf die Absätze ihres Ar- 
tikels 33 berichtigt werden müssen, da die Nume- i 
rierung durch die Verordnung Nr. 47/67/EWG des | 
Rats geändert wurde, : 

in der Erwägung, daß zur Anwendung des nieder- 
ländischen Gesetzes vom 18. Februar 1966 über die 
Erwerbsminderungs-Versicherung in den Beziehun- 
gen zwischen den Niederlanden einerseits und Bel- ; 
gien bzw. Frankreich andererseits Sonderbestimmun- 
gen getroffen werden müssen, wie sie in den Bezie- ; 
hungen zwischen diesen letzteren beiden Ländern ' 
bestehen, deren Rechtsvorschriften vom gleichen Typ 
wie die neuen niederländischen Rechtsvorschriften ! 

I 

sind, 

in der Erwägung, daß zur Anwendung des franzö- 
sischen Gesetzes Nr. 65/555 vom 10. Juli 1965, wo- i 
nach Franzosen, die im Ausland eine entgeltliche 
oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben oder ; 
ausgeübt haben, dem System der freiwilligen Alters- 
versicherung beitreten können, auf die Staatsange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten Anhang G zur 
Verordnung Nr. 3 über die Anwendung der natio- 
nalen Rechtsvorschriften einiger Mitgliedstaaten ge- 
ändert werden muß, I 

in der Erwägung, daß die Verordnung Nr. 3 kein 
besonderes Verfahren für die Änderung dieses An- 
hangs vorgesehen hat, 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 16. Dezember 1958, S. 561/58 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 44 
vom 10, März 1967, S. 641 67 

■’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. .10 
vom 16. Dezember 1958, S. 597 58 


in der Eiwägung, daß es, um den Änderungen der 
Anhänge 4 und 5 der Verordnung Nr. 4, für die ein 
einfaches Notifizierungsverfahren vorgesehen ist, in 
einem der beteiligten Mitgliedstaaten Gesetzeskraft 
zu verleihen jedoch im Hinblick auf die verfassungs- 
mäßigen Bestimmungen dieses Staates erforderlich 
ist, diese Änderungen durch Ratsverordnung zu er- 
lassen — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Kapitel 6 „ ArbeitslosigkeiU' in Titel III der Ver- 
ordnung Nr. 3 wird wie folgt geändert; 

1. Artikel 35 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 6 tritt an die Stelle des Hinweises auf 
Artikel 33 Absatz 6 ein Hinweis auf Artikel 33 
Absatz 7. 

In Absatz 7 tritt an die Stelle des Hinweises auf 
Artikel 33 Absatz 5 ein Hinweis auf Artikel 33 
Absatz 6. 

2. Artikel 36 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 tritt an die Stelle des Hinweises auf 
Artikel 33 Absatz 6 ein Hinweis auf Artikel 33 
Absatz 7. 

Artikel 2 

Im Abschnitt „Frankreich" in Anhang C zur Ver- 
ordnung Nr. 3 tritt an die Stelle des Hinweises auf 
Artikel 33 Absatz 6 der Verordnung Nr. 3 ein Hin- 
weis auf Artikel 33 Absatz 7 der Verordnung Nr. 3. 

Artikel 3 

In Anhang D zur Verordnung Nummer 3: 

1. erhält Nummer 2 im Abschnitt „Belgien-Nieder- 
lande" folgenden Wortlaut: 

„2. Die Artikel 11 und 12 des Abkommens vom 
29. August 1947 und die Vereinbarung vom 
4. November 1957 über die Versicherung für den 
Fall der Krankheit, der Mutterschaft, des Todes 
(Sterbegeld), der Krankenpflege und der Invali- 
dität, mit Ausnahme des Artikels 6 Nummer 2, 
des Artikels 8 zweiter Satz, sowie der Artikel 9 
und 10". 
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2. erhält die Nummer 1. im Abschnitt „Frankreich- 
NiCdet Iciiiue” luiyeiide nassung: 

„1. Artikel 9 Absätze 2 und 3 des Allgemeinen 
Abkommens vom 7. Januar 1950". 

Die Nummern 1 und 2 werden Nummer 2 bzw. 
Nummer 3. 

A 1 ' t i k c 1 4 

Abschnitt IV „Anwendung der französischen 
Rechtsvorschriften" in Anhang G zur Verordnung 
Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

JV — Anwendung der französischen Rechtsvor- 
schriften 

A 

Der Begriff „Familienbeihilfen" im Sinne des Arti- 
kels 40 Absatz 6 der Verordnung umfaßt die eigent- 
lichen Familienbeihilfen sowie die Beihilfen bei Al- 
leinverdienst und die vorgeburtlichen Beihilfen. 

B 

Das Gesotz Nr. 65/555 vom 10. Juli 1965, wonach 
Franzosen, die im Ausland eine Berufstätigkeit aus- 
üben oder ausgeübt haben, dvOm System der freiwilli- 
gen Altersversicherung beitreten können, wird auf 
die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten 
wie folgt angewandt: 

- die g-egenüber dem französischen System zur 
freiwilligen Versicherung berechtigende Berufs- ; 
tätigkeit darf weder im französischen Hoheitsge- 
biet noch in dem Staat ausgeübt werden oder ; 
ausgeübt worden sein, dessen Staatsangehöriger i 
der Arbeitnehmer ist; ' 

der Arbeitnehmer muß am Tage des Zulassungs- | 
antrages auf Anwendung dieses Gesetzes nach- 
weisen, daß er mindestens zehn Jahre ununter- 
brochen oder mit Unterbrechungen entweder in 
Frankreich gewohnt hat oder während der ge- 
nannten Dauer nach den französischen Rechtsvor- 
schriften Pflicht- oder freiwillig weiterversichert 
war.' 


A r t i k 0 1 5 

In Anhang 4 zur Verordnung Nummer 4: 

erhält Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland" Teil 
III, Nummer 1, Buchstabe b folgenden Wortlaut: 

b) — im Verhältnis zu Frankreich und Luxemburg: 

„Landesversicherungsanstait Rheinland- 
Pfalz, Speyer; 

- im Verhältnis zu Frankreich, wenn der Ver- 
sicherte im Zuständigkeitsbereich des nach- 
genannten Trägers wohnt: 

„ Landesversicherungsanstall für das Saar- 
land, Saarbrücken." 


Artikel 6 

In Anhang 5 zur Verordnung Nummer 4: 

erhält Buchstabe c im Abschnitt „Bundesrepublik 
Deutschland" folgende Fassung: 

„c) im Sinne der Artikel 12 und 12 a dieser Durch- 
führungsverordnung: 

„Allgemeine Ortskrankenkasse, Bonn". 


Artikel 7 

1. Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf 
ihre Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften folgenden Monats in Kraft. 

2. Jedoch tritt 

a) Artikel 3 am 1. Juli 1967, 

b) Artikel 5 am 1. Dezember 1965 und 

c) Artikel 6 am 1. Juli 1965 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
i bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am ...... 1967 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Der vorliegende Verordnungsvorschlag trägt der 
jüngsten gesetzgeberischen Entwicklung in den Nie- 
derlanden und in Frankreich, sowie den verwal- 
tungsmäßigen Umstellungen, die sich in der Bundes- 
republik Deutschland und in den Niederlanden als 
notwendig erwiesen haben, Rechnung. 

1. Die niederländischen Rechtsvorschriften für den 
Bereich der Arbeilsunfälle, Berufskrankheiten und 
der Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit sind seit dem 
l. Juli 1967 aufgehoben. An ihre Stelle sind neue 
Rechtsvorschriften getreten, die auf alle Fälle von 
Erwerbsminderung, ohne Rücksicht auf deren Ur- 
sache, anzLi wenden sind, 

Die in diesen neuen Rechtsvorschriften vorgesehe- 
nen Leistungen werden unabhängig von der Dauer 
der von den Versicherten ziirückgelegten Versiche- 
lungszeiten berechnet; es handelt sich mithin um 
Rechtsvorschriften des Typs A im Sinne des Arti- 
kels 24 der Verordnung Nr. 3. 

Um daher zu vermeiden, daf^ nach dem 30. Juni 1967 
eingetretene Erwerbsminderungsfälle bei Arbeitneh- 
mern, für die die niederländischen Rechtsvorschriften 
gelten, nachdem für sie französisU'e oder belgische 
Rechtsvorschriften galten, die gleichfalls vom Typ A 
sind,, auf Grund des Artikels 26 der Verordnung 
Nr. 3 nicht etwa zur Anwendung der Bestimmungen 
im Kapitel „Alter" dieser Verordnung führen (Zah- 
lung von Teilrenten seitens jedes beteiligten Staates 
im Verhältnis zur Dauer der zurückgelegten Versi- 
cherungszeit), wird in Artikel 3, wie Artikel 25 der 
Verordnung Nr. 3 ausdrücklich ermöglicht, vorge- 
schlagen, zweiseitige Sonderbestimmungen anzu- 
wenden. Diese in den Anhang D zur Verordnung 
Hr. 3 aufzunehmenden Bestimmungen sehen in den 
Beziehungen zwischen den Niederlanden einerseits 
und Belgien und Frankreich andererseits, wie dies 
in den Beziehungen zwischen Belgien und Frankreich 


bereits der Fall ist, die Zahlung nur einer Rente nach 
j den bei Eintritt des Versicherungsfalles anzuwen- 
I denden Rechtsvorschriften vor (Artikel 3 und 7). 

, 2. Das französische Gesetz vom 10. Juli 1965, das 
für die Franzosen, die im Ausland eine Berufstätig- 
keit ausüben oder ausgeübt haben, eine freiwillige 
■ Versicherung für den Fall des Alters errichtet, gilt 
gemäß Artikel 4 und 8 der Verordnung Nr. 3 auf 
Grund des Geltungsbereichs dieser Verordnung und 
: der Gleichbehandlung aller Personen, auf die diese 
: Verordnung anzuwenden ist, ohne weiteres auch für 
I die Angehörigen der übrigen Mitgliedstaaten, sowie 
für Flüchtlinge und Staatenlose. 

Damit aber der De-jure-Gleichheit auch eine De- 
! facto-Gleichheit gegenübersteht, bestimmt Artikel 4 
durch eine /Änderung in Anhang C, daß dieses Ge- 
setz für die Angehörigen anderer Mitgliedstaalen 
^ als Frankreich nur dann gilt, wenn sie ihre Berufs- 
tätigkeit weder im französischen Hoheitsgebiet noch 
; im Hoheitsgebiet des Staates ausüben oder ausgeübt 
, haben, dem sie angehören und sie außerdem beson- 
dere Bindungen an Frankreich nachzuweisen ver- 
mögen, nämlich: daß sie zehn Jahre in Frankreich 
! gewohnt haben oder während der gleichen Zeitdauer 
nach den französischen Rechtsvorschriften pflichtver- 
sichert oder freiwillig weitorversichert waren (Arti- 
' kel 4). 

I 3. ln zwei Artikeln dieses Vorschlages werden die 
j von den deutschen Behörden neu bezeichneten Trä- 
I ger oder neu bestimmten Einrichtungen aufgeführl 
I (Artikel 5 und 6). 

4. Die Artikel 1 und 2 dieses Vorschlagsentwurfs 
; schließlich sind rein formeller Art; sie betreffen die 
I Änderung der Hinweise auf eine Reihe von Bestim- 
mungen der Verordnung Nr. 3, deren Numerierung 
durch die Verordnung Nr. 47 67^EWG (Seefeute) sich 
geändert hat. 



